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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Staatsjubiläen

Quelques jours après la sortie du film "L'ordre Divin" de Petra Volpe (ayant pour titre
original "Die göttliche Ordnung") relatant le combat mené par les féministes suisses
dans les années 70 pour obtenir le droit de vote sur le plan fédéral, le Conseil national
discutait de la motion Trede intitulée Jour férié national pour célébrer l'instauration
du droit de vote des femmes. Celle-ci, défendue par Lisa Mazzone (verts, GE) – Aline
Trede (verts, BE) ne faisant plus parti de l'hémicycle – demande à ce que le 16 mars soit
déclaré jour férié. La députée Mazzone argumente sa demande en rappelant
l'importance que l'introduction du droit de vote des femmes a eu pour la démocratie
Suisse, une démocratie qui n'en était pas vraiment une avant ce 26 mars 1971 selon elle,
les citoyennes ne pouvant pas y prendre part. Elle souligne également que la Suisse fait
partie des pays en Europe où les gens travaillent le plus, rendant l'instauration d'un
nouveau jour férié plus défendable. Finalement, cela serait, selon la députée Mazzone,
un moyen d'honorer tout le travail bénévole effectué majoritairement par les femmes
dans ce pays. Un jour férié en l'honneur des femmes serait donc également un moyen
de montrer notre reconnaissance de ce travail offert à la collectivité. 
La conseillère fédérale Simonetta Sommaruga, bien que reconnaissant que la
démocratie n'en était pas vraiment une avant cette date, recommande à l'assemblée de
rejeter la motion Trede pour des raisons d'ordre économique. Elle estime, de plus, qu'il
est tout à fait possible de célébrer cette date sans nécessairement en faire un jour
férié. 
Le Conseil national, suivant l'avis de la cheffe du département fédéral de justice et
police, rejette la motion par 127 voix contre 48 et 5 abstentions. 1

MOTION
DATUM: 15.03.2017
KAREL ZIEHLI

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Nicht zufrieden mit dem Verlauf der Diskussionen um die Forderungen aus dem Kanton
Tessin zeigte sich Giovanni Merlini (fdp, TI). Nachdem der Ständerat die drei
Standesinitiativen des Kantons Tessin abgelehnt hatte, reichte der Tessiner Nationalrat
eine Motion ein, in der er eine Verbesserung der Beziehungen zwischen dem Bund und
dem Kanton Tessin fordert. In seiner abschlägigen Antwort verwies der Bundesrat auf
den Bericht zur Erfüllung des WAK-Postulats, der in der Zwischenzeit vorlag.

MOTION
DATUM: 25.11.2015
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Der Ständerat diskutierte im Dezember eine Motion seiner Kommission für Wirtschaft
und Abgaben, welche den Bundesrat auffordert, die Ausarbeitung des
Massnahmenpakets über die Modifikation der flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit zu beschleunigen. Damit sollen diese Anpassungen möglichst
rasch angewandt werden können. Der Ständerat gab dieser Motion seine Zustimmung
und überwies sie, auch auf Empfehlung des Bundesrates, zur Behandlung an die grosse
Kammer, wo sie am Ende des Berichtsjahres noch pendent war. 2

MOTION
DATUM: 06.12.2011
ANITA KÄPPELI
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Zwischenstaatliche Beziehungen

En vue des renégociations de la Convention italo-suisse relative à la double-imposition
des travailleurs frontaliers, la CER-CN a déposé en 2011 une motion demandant au
Conseil fédéral de renégocier l’aspect de réciprocité, d’intégrer le nouveau statut des
frontaliers suite à l’entrée en vigueur de la libre-circulation des personnes et enfin de
tenir compte de l’évolution socioéconomique des régions frontalières. Acceptée en
2011 par le Conseil des Etats, cette motion a été également adoptée en mars par le
Conseil national. 3

MOTION
DATUM: 12.03.2012
EMILIA PASQUIER

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Nationalrat Caroni (fdp, AR) hatte im Juni 2015 und damit noch vor seiner Wahl in den
Ständerat eine Motion eingereicht, mit der der Bundesrat beauftragt werden soll,
rechtliche Grundlagen zu schaffen, damit Angehörigen der Armee Arbeitszeugnisse für
ihre geleisteten Dienste ausgestellt werden können. Darin sah der Motionär - selbst
Fachoffizier im Rang eines Majors - eine Stärkung der Vereinbarkeit von Beruf und
Militärdienst. Es gelte zudem eine Ungerechtigkeit gegenüber Zivildienstleistenden
auszumerzen, die für ihre Dienstleistungen Zeugnisse erhalten. Der administrative
Aufwand wurde von Caroni selbst als klein eingeschätzt, da ohnehin militärische
Qualifikationen erstellt werden und diese Dokumente mit wenig Aufwand so gestaltet
werden könnten, dass sie gegenüber zivilen Arbeitgebern verwendet werden können. 
Der Bundesrat war nicht ganz gleicher Meinung. Zwar teilte er den Grundsatz, dass
Militärdienst und Erwerbstätigkeit vereinbar sein sollen und dies ein wichtiges Prinzip
der Milizarmee sei, er beantragte jedoch mit Verweis auf bereits bestehende
Möglichkeiten die Ablehnung der Motion. Bereits zum Zeitpunkt deren Einreichung
konnten Armeeangehörige Leistungsnachweise verlangen, mit denen ein
Zusammenhang zwischen militärischer Ausbildung und zivilen Fähigkeiten hergestellt
wird. Den Absolventinnen und Absolventen der höheren Kaderausbildung
beispielsweise würden solche Dokumente bereits ausgehändigt. Entgegen der
Einschätzung des Motionärs zeigte sich der Bundesrat besorgt über den Aufwand einer
Anpassung des Qualifikationswesens, der in "keinem Verhältnis zum allfälligen Nutzen"
stehe.
Das von Corina Eichenberger (fdp, AG) übernommene Geschäft wurde in der
Herbstsession 2016 im Nationalrat behandelt und angenommen. Der Aargauer Liberalen
gelang es, das Anliegen durchzubringen, indem sie die Vereinbarkeit von Beruf und
Militärlaufbahn als zentral bewarb. Arbeitszeugnisse könnten sich zudem als Anreiz
positiv auf die Motivation der Dienstleistenden auswirken. Verteidigungsminister
Parmelin schaffte es nicht, die ablehnende Haltung der Regierung hinreichend zu
verteidigen. Mit 114 Ja-Stimmen gegen 71 Nein wurde die Motion an den Ständerat
übergeben. 4

MOTION
DATUM: 20.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ob Angehörigen der Armee Arbeitszeugnisse auszustellen seien, musste der Ständerat
im Frühjahr 2017 beurteilen. Nachdem der Nationalrat die Motion Caroni (fdp, AR)
angenommen hatte, gab es in der kleinen Kammer Gegenwind. Nicht jedoch materiell:
Die Motion wurde abgelehnt, weil in der Zwischenzeit die Forderungen soweit erfüllt
werden konnten, dass der Motionär selbst – inzwischen Ständerat – anerkannte, dass
die Motion hinfällig geworden sei. SiK-Sprecher Baumann (cvp, UR) referierte im Saal
über die Neuerungen, die im Rahmen der WEA umgesetzt werden. Für Armeekader
werden künftig sogenannte Bildungs- und Kompetenznachweise ausgehändigt, in denen
die im Dienst erlernten Selbst- und Sozialkompetenzen festgehalten werden. Es handelt
sich also dabei bereits um einen Leistungsnachweis im Sinne eines Arbeitszeugnisses.
Mit 9 zu 0 Stimmen und 2 Enthaltungen wurde von der Kommission beantragt, die
Motion abzulehnen. Kurz kam noch der Motionär selbst zu Wort. Er stellte fest, dass
eine gesetzliche Grundlage fehle. Arbeitszeugnisse würden zwar grundsätzlich
ausgestellt, aber im Gegensatz zum Zivildienstbereich, wo das Ausstellen von
Arbeitszeugnissen gesetzlich verankert ist, fehle eine entsprechende Bestimmung im
Bereich der Militärgesetzgebung. So wollte Caroni (fdp, AR) denn vom
Verteidigungsminister wissen, ob eine solche Norm nicht noch in die
Ausführungsgesetzgebungen der WEA eingefügt werden könnte. Parmelin teilte die
Ansicht Caronis und wollte beim VBS abklären lassen, ob dies auch tatsächlich in die
entsprechende Verordnung einfliessen würde. Er zeigte sich ebenfalls überzeugt, dass

MOTION
DATUM: 13.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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eine solche Vorgabe gemacht werden müsste. Daraufhin gab es keine Reaktionen mehr
und das Geschäft konnte als abgelehnt ad acta gelegt werden. 5

Militärorganisation

Mit der Annahme einer bereits 2013 eingereichten Motion Glanzmann (cvp, AG), hatte
der Nationalrat grünes Licht für die Berücksichtigung regionalpolitischer Bedürfnisse
bei der Aufhebung militärischer Standorte gegeben. So forderte die Motionärin, dass im
Stationierungskonzept der Armee künftig darauf geachtet werden soll, dass prioritär in
städtischen Gebieten Infrastruktur freizugeben sei, um beispielsweise Wohnraum und
Arbeitsplätze zu schaffen. Als Hauptbegründung wird angeführt, dass die Aufgabe von
Standorten in ländlicheren Gebieten den lokalen Arbeitsmarkt stark beeinflusst,
beziehungsweise diese Arbeitsplätze in jenen Gebieten schwierig zu ersetzen seien.
Vorbehältlich einer Prüfung nach militärischen Zielen, zeigte sich auch die Regierung
bereit, diesen Vorstoss zu berücksichtigen. Verteidigungsminister Maurer hatte sich in
der Beratung entsprechend positiv geäussert, gab jedoch auch bekannt, dass das VBS
diese Stossrichtung strategisch bereits eingeschlagen habe. Gleichzeitig hatte er zum
Standort Sion/VS und dem dortigen Flugplatz Stellung nehmen müssen, da Ständerat
Jean-René Fournier (cvp, VS) die Sorgen eines besonders peripheren Kantons
angemahnt hatte. Das Wallis beherbergt an mehreren Standorten teils grosse Bauten
der Armee und sieht sich im Standortkonzept benachteiligt. Das Ratsplenum stimmte
der Motion Anfang 2014 zu. 6

MOTION
DATUM: 05.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Während diese Bestrebungen bei der SP auf Skepsis stiessen, wollten die bürgerlichen
Parteien nicht abseits stehen. Die Fraktionen der FDP, der CVP, der SVP und der
Liberalen arbeiteten gemeinsam Motionen für eine ordnungspolitische Erneuerung
aus. Dabei reichten Vertreter einer jeden Partei zu einem bestimmten Teil eine Motion
in beiden Räten ein: die LP zum Wettbewerbsrecht, die FDP zur Finanzpolitik, die SVP
zur Liberalisierung des Arbeitsmarkts und die CVP zur Aus- und Weiterbildung. Diese
Vorstösse wurden in der Dezembersession behandelt, wobei von den Sprechern der
bürgerlichen Parteien betont wurde, dass ein umfassendes Deregulierungsprogramm
gerade nach der Ablehnung des EWR-Beitritts für den Wirtschaftsstandort Schweiz von
besonderer Bedeutung sei. Die Motionen zur Finanz- und zur Bildungspolitik wurden
von beiden Räten überwiesen, diejenigen zur Wettbewerbspolitik und zum
Arbeitsmarkt jedoch teilweise in Postulate umgewandelt. 7

MOTION
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Le Conseil national a accepté une motion du groupe PLR exigeant que la transformation
de la production énergétique ne mette pas les emplois en péril. Le texte préconise une
politique concurrentielle des prix du courant électrique, l’absence de nouvelles
subventions ou de taxes d’incitation, une stagnation de la dépendance énergétique vis-
à-vis de l’étranger, un raccourcissement des procédures d’autorisation et
l’encouragement du progrès technologique. Le Conseil fédéral avait suggéré l’adoption
de la dernière demande uniquement. Le Conseil des Etats ne s’est pas prononcé sur
cette intervention parlementaire au cours de l’année sous revue. 8

MOTION
DATUM: 19.09.2011
LAURENT BERNHARD
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Pour ce qui est du programme d'assainissement des bâtiments et autres programmes
destinés à accroître l’efficacité énergique, le Conseil national a accepté une motion
Bourgeois (plr, FR) demandant au Conseil fédéral, en collaboration avec les cantons, de
prendre en considération les emplois générés par le programme en Suisse tout en
respectant les accords internationaux. Le texte propose notamment d’harmoniser, dans
la mesure du possible, les lois fédérales et cantonales sur les marchés publics. Le
Conseil des Etats ne s’est pas prononcé sur cette motion en 2012. 9

MOTION
DATUM: 28.09.2012
LAURENT BERNHARD

Lors de la session d’été, le Conseil des Etats a en partie adopté une motion du groupe
PLR exigeant que la transformation de la production énergétique ne mette pas les
emplois en péril. Contrairement à la chambre du peuple, qui avait accepté l’intégralité
du texte il y a deux ans, les sénateurs ont décidé de ne donner suite qu’à deux des cinq
demandes. Le premier point porte sur l’accélération des procédures d’autorisation
quant à la construction de nouvelles centrales et au développement des infrastructures
et le second a pour objectif la promotion de la recherche énergétique. 10

MOTION
DATUM: 13.06.2013
LAURENT BERNHARD

Nachdem der Nationalrat die Motion Bourgeois (fdp, FR) betreffend Programme zur
Steigerung der Energieeffizienz und die Berücksichtigung des schweizerischen
Arbeitsmarktes in der Herbstsession 2012 einstimmig und diskussionslos gutgeheissen
hatte, hatte die WAK-SR im Juli des Folgejahres beschlossen, «die Motion zu sistieren,
bis die Eckwerte über die Totalrevision des Bundesgesetzes über das öffentliche
Beschaffungswesen [BöB] vorliegen». Im Herbst 2018 brachte die Kommission die
Vorlage im Zusammenhang mit den Beratungen zum BöB wieder auf den Tisch,
verknüpfte diese mit diversen weiteren Motionen im Bereich des öffentlichen
Beschaffungswesens (Mo. 14.4307, Mo. 16.3657, Mo. 15.3770, Mo. 16.3222, Mo. 16.3870,
Mo. 17.3571) und beantragte, alle diese abzulehnen. Als Begründung der einstimmigen
Ablehnung der Motion Bourgeois gab die Kommission an, dass erstens das
Hauptanliegen – die Harmonisierung der Gesetze des öffentlichen Beschaffungswesens
unter den Kantonen – bereits mit der Totalrevision des BöB umgesetzt werde und
zweitens der grösste Teil der Wertschöpfung bei der Gebäudesanierung in der Schweiz
stattgefunden habe und somit auch der zweiten Forderung Rechnung getragen worden
sei. Entgegen früherer Empfehlung beantragte nun auch der Bundesrat die Ablehnung
der Motion. Stillschweigend folgte der Ständerat in der Wintersession 2018 diesem
Votum und lehnte die Motion ab. 11

MOTION
DATUM: 10.12.2018
MARCO ACKERMANN

Kernenergie

In einer Motion hatte Jonas Fricker (gp, AG) gefordert, dass der Bund sich verstärkt für
die Sicherstellung von genügend inländischen Fachkräften für den Rückbau der
Atomkraftanlagen einsetzt. Im November 2016 hatte der Bundesrat die Motion zur
Ablehnung empfohlen, da bereits diverse Regelungen der Kernenergieverordnung von
den AKW-Betreibern einen Nachweis für eine geeignete Anzahl an spezialisierten
Fachkräften zum Rückbau der Kernanlagen forderten. 

In der Nationalratsdebatte in der Frühjahrssession 2018 betonte Irène Kälin (gp, AG),
welche als Nachfolgerin von Fricker auch dessen Motion übernommen hatte, dass die
Anforderungen in den entsprechenden Verordnungen veraltet seien, sich seit dem
Beschluss des Stilllegedatums des AKWs Mühleberg viel verändert habe und dass ein
Rückbau einer Kernanlage auch neues Wissen voraussetze. Zudem hätte Fricker in
seiner Motion auf das Problem verwiesen, dass in Zukunft viele Fachkräfte in diesem
Bereich aus Altersgründen wegfallen werden. Im Rat wies Bundesrätin Leuthard darauf
hin, dass die Unternehmen selber für die Rekrutierung und Ausbildung von ausreichend
Fachkräften verantwortlich seien. Das Beispiel Mühleberg zeige auch, dass die
Betreiberin BKW selbständig genügend Fachkräfte habe ausbilden und rekrutieren
können. Das Begehren stiess auf klare Ablehnung in den Fraktionen der SVP, FDP, BDP
und CVP, sodass die grosse Kammer die Motion mit 129 zu 63 (0 Enthaltungen)
versenkte. 12

MOTION
DATUM: 08.03.2018
MARCO ACKERMANN
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Mit einer Motion wollte Nationalrat Vollmer (sp, BE) den Bundesrat beauftragen, die
statistische Erhebung über die Erwerbstätigkeit und die Erwerbslosigkeit
aussagekräftiger zu machen und Daten bereitzustellen, die international vergleichbar
sind. Der Bundesrat erinnerte daran, dass 1991 mit SAKE erstmals eine
Stichprobenerhebung nach den Standards von IAO, OECD und EG durchgeführt worden
war. Die in der Motion geforderte vierteljährliche Erhebung dieser Daten dürfte sich in
den neunziger Jahren europaweit durchsetzen. Sie wirft momentan jedoch noch eine
Reihe von konzeptionellen, finanziellen und personellen Fragen auf, weshalb der
Bundesrat mit Erfolg Umwandlung in ein Postulat beantragte. 13

MOTION
DATUM: 09.10.1992
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der gemeinsamen Vorstösse der bürgerlichen Bundesratsparteien für eine
Deregulierung der Wirtschaft forderte eine Motion Frey (svp, ZH) vom Bundesrat eine
Lockerung der arbeitsmarktrechtlichen Bestimmungen. Insbesondere verlangte die
Motion ein verbessertes Aus- und Weiterbildungssystem, die Förderung der
interkantonalen Mobilität durch die gegenseitige Anerkennung von Diplomen, eine
weitgehende Aufhebung der Arbeitsschutzgesetzgebung im Bereich der
Mindestlohnvorschriften und des Kündigungsschutzes sowie eine Revision der
Ausländergesetzgebung mit dem Ziel einer vermehrten Rekrutierung qualifizierter
Arbeitnehmer. Der Bundesrat war nur bereit, die Forderung nach bedarfsgerechter
Aus- und Weiterbildung in der verbindlichen Form anzunehmen. Bei den in der Motion
erwähnten Mindestlohnvorschriften erinnerte er daran, dass das Bundesrecht keine
gesetzlich verankerten Mindestlöhne kennt, die Regierung der Einführung kantonaler
Vereinbarungen jedoch positiv gegenüber steht. Bei der Ausländerpolitik war er der
Ansicht, die Motion renne offene Türen ein, da die Praxis des Bundesrates seit einigen
Jahren bereits in diese Richtung gehe. Die grosse Kammer folgte den Anträgen des
Bundesrates und überwies lediglich den ersten Punkt der Motion in der bindenden
Form die restlichen Anträge nur als Postulat. 14

MOTION
DATUM: 14.12.1992
MARIANNE BENTELI

Verbesserungen für die Langzeitarbeitslosen standen auch im Zentrum verschiedener
Vorstösse, welche die eidgenössischen Räte in der Herbstsession behandelten. In
Beantwortung einer Motion Etique (fdp, JU) und einer Motion der CVP-Fraktion im
Nationalrat sowie einer Motion Martin (fdp, VD) im Ständerat zeigte der Bundesrat
Verständnis für das Anliegen, welches auch er als dringlich erachtete. Da die Frage nur
in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen angegangen werden könne, beantragte er
mit Erfolg Umwandlung der Motionen in Postulate.

MOTION
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verpflichtete der Freiburger Nationalrat und CNG-Präsident Fasel
(cvp) den Bundesrat, im Rahmen der Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
(AVIG) die Beratung von Arbeitslosen als eigenständiges Instrument in den Katalog der
Präventivmassnahmen aufzunehmen. Unter Hinweis auf die angelaufene 2. Revision des
AVIG beantragte der Bundesrat Umwandlung in ein Postulat. Der Nationalrat erachtete
diesen Aspekt der Prävention jedoch als derart zentral, dass er den Vorstoss in der
verbindlichen Form überwies. Der Entwurf zur Revision des AVIG, welchen der
Bundesrat Ende Jahr dem Parlament zuleitete, sieht substantielle Verbesserungen im
Bereich der Arbeitsvermittlung vor. Das Beratungs- und Vermittlungsangebot der
Arbeitsämter soll durch die Gewährung der entsprechenden finanziellen Mittel
professionalisiert werden, wobei die Aus- und Weiterbildung des Beratungspersonals
und die Möglichkeit zur Einrichtung regionaler Vermittlungsstellen im Vordergrund
stehen. Grundsätzlich soll die Stempelpflicht durch ein regelmässig stattfindendes
Vermittlungsgespräch ersetzt werden. 15

MOTION
DATUM: 27.09.1993
MARIANNE BENTELI
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Nationalrätin und SMUV-Gewerkschaftspräsidentin Brunner (sp, GE) nahm das zweite
Standbein der SGB-Strategie gegen die Arbeitslosigkeit, die permanente Weiterbildung,
in einer Motion auf und verlangte, im Rahmen der Revision des AVIG sei ein Solidaritäts-
Weiterbildungsurlaub einzuführen. Die Weiterbildung eines fest Angestellten sollte
damit während eines Jahres auf Kosten der Arbeitslosenversicherung finanziert
werden, ein Arbeitsloser in der Zwischenzeit bei regulärem Lohn diesen ersetzen. Der
Bundesrat war bereit, die Motion als Postulat entgegenzunehmen, doch wurde auch
dieses von Allenspach (fdp, ZH) bekämpft und schliesslich – wenn auch nur knapp –
abgelehnt. 16

MOTION
DATUM: 08.10.1993
MARIANNE BENTELI

Als Mittel gegen die Arbeitslosigkeit bezeichneten die Gewerkschaften auch ihre
Forderung nach einer Verbesserung der beruflichen Qualifikation der
Arbeitnehmenden durch einen alle zwei Jahre stattfindenden bezahlten Bildungsurlaub
für alle. Finanziert würde dieses Programm paritätisch von Arbeitgebern und
Arbeitnehmern mit maximal je 0,5 Lohnprozenten. Der SGB verlangte auch
Intensivkurse für bildungswillige Erwachsene, insbesondere Arbeitslose, Vorkurse für
bildungsschwächere Arbeitslose sowie ein von der Arbeitslosenversicherung bezahltes
Nachholen der Grundausbildung für Erwachsene, die mindest zehn Jahre eine Arbeit
ohne entsprechenden Berufsschulabschluss verrichtet haben. Dafür sollten primär
Gelder der 1990 vom Parlament beschlossenen Weiterbildungsoffensive eingesetzt
werden. Eine entsprechende Motion Brunner (sp, GE) wurde auch in der Postulatsform
von Allenspach (fdp, ZH) bekämpft, weshalb deren Behandlung verschoben wurde. 17

MOTION
DATUM: 08.10.1993
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Bezzola (fdp, GR), welche im Sinn von mehr Flexibilität die Aufhebung der
1989 vom Parlament beschlossenen Unterstellung der Aushilfsausleihe unter das
Arbeitsvermittlungsgesetz verlangte, wurde auf Antrag des Bundesrates, der auf bereits
stattgefundene administrative Erleichterungen verwies und die Bedeutung des
Arbeitnehmerschutzes in jenen Branchen unterstrich, die nicht durch einen
Gesamtarbeitsvertrag geregelt sind, vom Nationalrat in ein Postulat umgewandelt. 18

MOTION
DATUM: 01.12.1993
MARIANNE BENTELI

Nationalrat Bischof (sd, ZH) ersuchte den Bundesrat mit einer Motion, möglichst rasch
alle notwendigen Vorkehrungen und Anordnungen zu treffen, damit sich die Schweiz
ebenfalls mit dem im Ausland stark thematisierten "Mobbing" (Psychoterror am
Arbeitsplatz) auseinandersetzt und dessen Ursachen durch gezielte Forschung mindert
bzw. eliminiert. Der Bundesrat konnte glaubhaft machen, dass das BIGA bei der
Überprüfung der individuellen Arbeitsbedingungen immer präsent ist und deshalb auch
das Phänomen des "Mobbing" verfolgt, worauf auf seinen Antrag der Vorstoss nur als
Postulat angenommen wurde. 19

MOTION
DATUM: 31.12.1994
MARIANNE BENTELI

Mehrere Motion von Mitgliedern des Nationalrates wollten den Bundesrat beauftragen,
selber bei der Beschaffung von Arbeitsplätzen aktiv zu werden. Comby (fdp, VS) schlug
vor, dass die Regiebetriebe des Bundes (SBB und PTT) rund 3000 Praktikantenstellen
für Lehrabgänger schaffen sollten. Der Bundesrat fand diese Zahl bedeutend zu hoch,
weshalb er mit Erfolg beantragte, die Motion in ein Postulat umzuwandeln. Gar nichts
wissen wollte die Landesregierung von einem Vorstoss Fasel (csp, FR), der verlangte,
dass aus den Mitteln des Bundesamtes für Sozialversicherung und des BIGA in
Zusammenarbeit mit interessierten Kantonen und Fachorganisationen Pilotprojekte zur
wirtschaftlichen und sozialen Integration von längerfristig erwerbslosen, grundsätzlich
aber erwerbsfähigen Personen initiiert werden. Der Bundesrat begründete seinen
Antrag auf Ablehnung der Motion mit dem Hinweis auf die arbeitsmarktlichen
Massnahmen im Rahmen des revidierten AVIG, die direkt auf die berufliche
Wiedereingliederung der Arbeitslosen ziele. Fasel seinerseits erklärte, ihm gehe es in
erster Linie um die Koordination der Leistungen von ALV und IV, welche nach heutigem
Recht nacheinander zum Tragen kämen, währenddem ein verzahntes Vorgehen seiner
Meinung nach sinnvoller sei. Das Plenum folgte seiner Argumentation und überwies die
Motion mit 58 zu 45 Stimmen. Abgelehnt wurde hingegen - ebenfalls auf Antrag des
Bundesrates - eine Motion Roth (sp, GE), welche anregte, in der allgemeinen
Bundesverwaltung solle ein Pilotversuch gestartet werden, bei dem Beamtinnen und
Beamte während sechs Monaten einen Bildungsurlaub erhalten und dabei von
Arbeitslosen ersetzt werden sollten. Der Bundesrat zeigte durchaus Verständnis für das
Anliegen, äusserte aber seine Befürchtung, dass der Versuch zu grossen

MOTION
DATUM: 17.09.1996
MARIANNE BENTELI
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Schwierigkeiten im Vollzug führen würde, weshalb er den Rat bat, den Vorstoss nicht zu
überweisen. 20

Mit dem Hinweis darauf, dass in jüngster Zeit bereits zahlreiche Projekte zu Gunsten
der Arbeitslosen beschlossen oder in Angriff genommen worden sind, lehnte der
Ständerat eine Motion des Nationalrates ab, welche die Schaffung von 2000
Arbeitsplätzen zur wirtschaftlichen und sozialen Integration Erwerbsloser verlangt
hatte. 21

MOTION
DATUM: 04.03.1997
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Gysin (sp, BS), welche verlangte, die Starthilfe an Arbeitslose zur
selbständigen Erwerbsarbeit sei auszudehnen, wurde in jenen Punkten gutgeheissen,
die arbeitslosenversicherungsrechtlich relevant sind (Erhöhung der Zahl der
besonderen Taggelder sowie Verlängerung der Frist für Bürgschaften). Ein Postulat
Comby (fdp, VS) [97.3417], welches den Bundesrat ersuchte, zusammen mit den
Sozialpartnern zu prüfen, wie mit neuen Modellen, über Steuererleichterungen oder
eine Senkung der Soziallasten die Innovation gefördert und eine bessere Verteilung der
Arbeit erreicht werden könnte, wurde von Hasler (svp, AG) bekämpft und so vorderhand
der Beratung entzogen. 22

MOTION
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Eymann (lp, BS) für eine breit angelegte nationale Informationskampagne
gegen Schwarzarbeit, welche sich sowohl an Arbeitgeber wie an Arbeitnehmer richtet,
wurde mit Zustimmung des Bundesrates überwiesen. Gleich erging es einer Motion
Tschopp (fdp, GE) [97.3478], die verlangte, Bundesrat und Sozialpartner sollten
gemeinsam ein Massnahmenpaket gegen Schwarzarbeit ausarbeiten und für dessen
Umsetzung besorgt sein. 23

MOTION
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

Nationalrat Gysin (sp, BS) reichte eine Motion ein, mit welcher er den Bundesrat
beauftragen wollte, Massnahmen gegen die Diskriminierung älterer Stellensuchender
auf dem Arbeitsmarkt zu ergreifen. Die Landesregierung teilte zwar die Besorgnis des
Motionärs und anerkannte, dass deutliche Anzeichen für diese Form der
Diskriminierung – besonders gegenüber Frauen – bestehen. Da er die Problematik aber
noch vertieft prüfen möchte, beantragte er mit Erfolg Umwandlung in ein Postulat. 24

MOTION
DATUM: 26.06.1998
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat überwies im Einvernehmen mit dem Bundesrat eine Motion des
Nationalrates, die eine Ausdehnung der Starthilfe an Arbeitslose zur Aufnahme einer
selbstständigen Erwerbsarbeit verlangt. 25

MOTION
DATUM: 04.03.1999
MARIANNE BENTELI

In der Sommersession wurden drei Motionen der SP-Fraktion behandelt, welche
verschiedene Massnahmen zur Reduktion der Arbeitslosigkeit vorschlugen. Ein erster
Vorstoss wollte, dass bei einem Stellenabbau durch Restrukturierungen und Fusionen
mindestens vorübergehend Arbeitsverteilungsmodelle zum Zug kommen, welche
Massenkündigungen verhindern; diese Motion wurde auf Antrag des Bundesrates,
welcher die Meinung vertrat, dass sich in diesem Bereich Auflagen mit gesetzlichem
Zwang eher kontraproduktiv auswirken, selbst in Postulatsform mit 71 zu 59 Stimmen
abgelehnt. Ebenso verworfen wurde (mit 78 zu 65 Stimmen, und weil die Fraktion die
vom Bundesrat beantragte Umwandlung in ein Postulat ablehnte) eine Motion, welche
eine Nachbildungsoffensive in dem Sinn verlangte, dass alle Erwachsenen zur
Verstärkung ihrer Arbeitsmarktfähigkeit mit Unterstützung von Bund und Kantonen die
Schul- und Ausbildungsabschlüsse der Sekundarstufe I und II sollten nachholen können.
Nur als Postulat angenommen wurde mit Zustimmung der Motionäre der dritte
Vorstoss, welcher anregte, mit Geldern der Arbeitslosenversicherung solle ein
Weiterbildungsurlaub für fest angestellte Personen gewährt werden, sofern der
beurlaubte Mitarbeitende von einer erwerbslosen Person ersetzt wird. 26

MOTION
DATUM: 16.06.1999
MARIANNE BENTELI
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1997 war der Bundesrat mit zwei vom Nationalrat angenommenen Motionen
aufgefordert worden, dezidierter gegen die Schwarzarbeit vorzugehen. Im Berichtsjahr
wurde er nun aktiv und lud die Vertreter der Kantone und der Sozialpartner zu einem
Hearing ein. Dabei einigten sich die Gesprächspartner auf einen Massnahmenkatalog.
Eine Informationskampagne soll die Bevölkerung dafür sensibilisieren, dass
Schwarzarbeit kein Kavaliersdelikt ist, sondern die Allgemeinheit Milliarden kostet.
Deshalb sollen die kantonalen Kontrollen und die Gerichtspraxis verschärft werden. Der
Bund wird zudem nach administrativ einfacheren Wegen suchen, die es
Kleinunternehmen und Haushaltungen ohne grossen Aufwand ermöglichen, im
Stundenlohn beschäftigte Personen zu deklarieren. Der Nationalrat überwies eine
Motion der CVP-Fraktion, welche ähnlichlautende Vorschläge machte, in der
Postulatsform. 27

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Legislaturplanung reichte die Kommission des Nationalrates eine
Richtlinienmotion ein, die dem Bundesrat den Auftrag erteilen wollte, dem Parlament
Massnahmen zu unterbreiten, die durch das Aufkommen der „neuen Wirtschaft“,
insbesondere durch die rapide Zunahme der Telearbeit, für den Schutz der
Arbeitnehmenden nötig sind. Angesichts der beschränkten personellen und finanziellen
Ressourcen sah sich der Bundesrat zwar ausserstande, dem relativ weit gefassten
Anliegen der Motion erste Priorität einzuräumen, versprach aber, die Entwicklung
weiter aufmerksam zu beobachten. Um sich den erforderlichen Handlungsspielraum zu
erhalten, beantragte er erfolgreich Umwandlung in ein Postulat. Eine weitere
Richtlinienmotion [00.3210], welcher der Bundesrat seine Zustimmung gab, beauftragte
ihn, die Ahndung der Schwarzarbeit auzubauen. Diese Motion wurde vom Ständerat
ebenfalls angenommen. 28

MOTION
DATUM: 29.05.2000
MARIANNE BENTELI

Oppositionslos nahm der Ständerat eine Motion Heberlein (fdp, ZH) an, die den
Bundesrat auffordert, Massnahmen mit Anreizcharakter im Bereich
Sozialversicherungen, Arbeitsmarkt und Steuerrecht zugunsten der Partizipation älterer
Arbeitnehmender im Arbeitsmarkt vorzuschlagen. 29

MOTION
DATUM: 19.09.2006
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos und im Einvernehmen mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat eine von
Abgeordneten aus allen Bundesratsparteien sowie den Grünen unterzeichnete Motion
Schenker (sp, BS) an, die den Bundesrat auffordert, einen Massnahmenplan zur
Unterstützung von älteren Arbeitslosen vorzulegen. Dabei seinen neben der Förderung
spezifischer arbeitsmarktlicher Massnahmen insbesondere die Verstärkung der
Forschung über die spezifische Problematik der Wiedereingliederung älterer
Arbeitnehmender zu prüfen. 30

MOTION
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Für ausländische Unternehmen, die im Rahmen der Freizügigkeit bewilligungsfrei
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für höchstens 90 Tagen in die Schweiz
entsenden, steht ein sehr einfaches Meldeverfahren zur Verfügung. Umgekehrt trifft
dies für Schweizer Unternehmen, die im EU-Raum tätig werden wollen, nicht überall zu.
Gerade Nachbarländer der Schweiz verlangen zum Teil sehr komplizierte
Anmeldeprozeduren. Gegenrecht ist also in diesem Bereich noch nicht durchgehend
gewährleistet. Ausgehend von dieser Feststellung forderte der Nationalrat mit einer
überwiesenen Motion Robbiani (cvp, TI) den Bundesrat auf, in der EU im Sinne der
Reziprozität auf eine Vereinfachung bzw. Optimierung der Vorschriften hinzuwirken. 31

MOTION
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Ebenso diskussionslos wie im Vorjahr der Nationalrat stimmte der Ständerat einer
Motion Schenker (sp, BS) zu, welche den Bundesrat beauftragt, dem Parlament
gesetzgeberische Massnahmen zur besseren Wiedereingliederung von älteren
Arbeitslosen vorzuschlagen resp. diese auf Verordnungsebene einzuführen. 32

MOTION
DATUM: 05.06.2007
MARIANNE BENTELI
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Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Motion Robbiani (cvp, TI) angenommen, die den
Bundesrat auffordert, bei der EU vorstellig zu werden, um übersichtlichere Melde- und
Kontrollverfahren für Arbeitnehmende aus der Schweiz zu fordern, die aufgrund des
Freizügigkeitsabkommens kurzfristig (weniger als 90 Tage) dort beschäftigt sind. Da der
Bundesrat mit der Motion einverstanden war, überwies sie nun auch der Ständerat. 33

MOTION
DATUM: 05.12.2007
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Ständerat einstimmig und unterstützt vom Bundesrat eine Motion
Heberlein (fdp, ZH) angenommen, welche diesen auffordert, sozialversicherungs- und
steuerrechtliche Massnahmen zu ergreifen, um finanzielle Anreize für ältere
Arbeitnehmende zu schaffen, auch über das ordentliche Pensionsalter hinaus aktiv im
Erwerbsleben zu verbleiben. Damit soll der demografischen Entwicklung (steigende
Lebenserwartung, Eintritt der «Baby-Boom-Generation» ins Rentenalter) Rechnung
getragen sowie ein Verlust von Know-how vermieden werden. Der Nationalrat stimmte
der Überweisung der Motion ebenfalls diskussionslos zu. 34

MOTION
DATUM: 05.03.2008
MARIANNE BENTELI

Arbeitslose sollen Zugang zu privaten Arbeitsvermittlern erhalten, dies forderte eine
Motion von Nationalrat Ineichen (fdp, LU). Private Personaldienstleister könnten laut
Ineichen den Arbeitslosen besser helfen und ein solcher Schritt würde auch den wenig
effizienten Ausbau des öffentlichen Arbeitsvermittlungssystems vermeiden. Die Idee
stiess bei den kantonalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) auf wenig Gegenliebe. Sie
argumentieren, dass die privaten und öffentlichen Systeme nicht vereinbar seien und
dass bereits eine gute Zusammenarbeit bestehe. Mit diesen Argumenten verlangte auch
der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat stimmte mit 107 zu 78 für die
Annahme der Motion während der Ständerat gegen die Motion votierte. 35

MOTION
DATUM: 09.03.2009
NATHALIE GIGER

Les deux chambres du parlement ont, en outre, donné suite à une motion Wyss (verts,
SO) visant à promouvoir le « topsharing » au sein de l’administration fédérale. Par le
biais de cette intervention parlementaire, le Conseil fédéral a été chargé de procéder
aux modifications légales nécessaires afin d’inscrire le modèle du partage des
responsabilités de direction dans sa politique du personnel. 36

MOTION
DATUM: 16.06.2011
LAURENT BERNHARD

Une motion déposée par le groupe PBD visant à augmenter les chances des personnes
âgées sur le marché du travail a obtenu une majorité au sein du Conseil national lors de
la session de printemps. Le texte prévoit que le Conseil fédéral examine une
harmonisation des taux de la loi fédérale sur la prévoyance professionnelle (LPP). Le
parti bourgeois démocratique estime que les contributions qui augmentent en fonction
de l’âge sont en partie responsables des difficultés que l’ancienne génération
rencontre sur le marché du travail, notamment lorsqu’il s’agit de retrouver un emploi.
Le Conseil des Etats ne s’est pas encore prononcé sur cette motion. 37

MOTION
DATUM: 22.03.2013
LAURENT BERNHARD

Afin d’améliorer l’exécution des mesures d’accompagnement dans le cadre de la libre
circulation des personnes, le parlement a adopté, au cours de l’année sous revue, une
motion émanant de la commission de l’économie et des redevances du Conseil des
Etats (CER-CE). Par cette décision, le Conseil fédéral a été chargé d’exposer de manière
détaillée les lacunes existantes et de présenter, au niveau de la Confédération et des
cantons, un plan de mesures visant à y remédier. Il est à relever que le Conseil national
a supprimé une partie du texte déposé. En effet, les députés bourgeois de la chambre
du peuple ont rejeté en décembre le renforcement des instruments du partenariat
social. Sous l’influence de l’acceptation de l’initiative populaire sur les rémunérations
abusives en mars et à titre de concession à celle sur les salaires minimums, la motion
sous sa forme originale demandait au Conseil fédéral de proposer également des
mesures permettant d’accélérer la conclusion des conventions collectives du travail
(CCT) et des contrats-types de travail (CTT). 38

MOTION
DATUM: 11.12.2013
LAURENT BERNHARD
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Im Zusammenhang mit der Annahme der Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung"
wurde dem Bundesrat in der Sommersession 2014 eine Motion zur Linderung des
Fachkräftemangels überwiesen. Beide Kammern nahmen eine gleichlautende Motion
ihrer Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK-NR/WBK-SR) an. Diese
beauftragen die Regierung, "angesichts der neuen Ausgangssituation" die Strategie zur
Behebung des Fachkräftemangels zu überarbeiten. Die Fraktion der Schweizerischen
Volkspartei störte sich an der direkten Bezugnahme auf den Volksentscheid vom 9.
Februar 2014. Ohne Kenntnis über den Umsetzungsvorschlag des Bundesrates, so SVP-
Fraktionsvertreter, seien keine Aussagen über eine allfällige Verschärfung des
Fachkräftemangels möglich. 39

MOTION
DATUM: 16.06.2014
DAVID ZUMBACH

In der Wintersession 2014 stimmte der Ständerat einer Motion Häberli-Koller (cvp, TG)
und der Nationalrat zwei gleichlautenden Motionen der CVP- und der BDP-Fraktion zu,
welche den Bundesrat beauftragen, den nationalen Räten gesetzliche Änderungen zur
Förderung inländischer Arbeitskräfte zu unterbreiten. Neben der verbesserten
Ausschöpfung der bereits vorhandenen Arbeitspotenziale forderten die Motionäre,
dass auch die Bildungspolitik vermehrt auf die Nachfrage nach Arbeitskräften
ausgerichtet wird. Die Vorstösse waren zum Jahresende in der jeweils anderen Kammer
noch hängig. 40

MOTION
DATUM: 11.12.2014
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat hat dem Parlament gesetzliche Änderungen zur Förderung inländischer
Arbeitskräfte zu unterbreiten. Dieser Auffassung war der Ständerat in der
Frühjahrssession 2015. Die kleine Kammer nahm zwei gleichlautende Motionen der
CVP- und der BDP-Fraktion diskussionslos an (14.3835 bzw. 14.3844). Eine weitere
gleichlautende Motion Häberli-Koller (cvp, TG) wurde im Sommer 2015 vom Nationalrat
gutgeheissen (14.3795). Der Bundesrat hatte sich von Beginn weg für die Annahme der
Vorstösse ausgesprochen. Man wolle, so Wirtschaftsminister Schneider-Ammann, die
gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Ausschöpfung des inländischen
Fachkräftepotenzials laufend verbessern.

MOTION
DATUM: 03.03.2015
DAVID ZUMBACH

Le Conseil national suit l'avis de l'autre chambre concernant la motion pour la
promotion de la main-d'oeuvre nationale. Celle-ci fut adoptée sans discussion. Par
conséquent, le Conseil fédéral devra soumettre des propositions de modifications
législatives en réponse aux demandes relatives à cette motion. 41

MOTION
DATUM: 09.06.2015
DIANE PORCELLANA

Dans sa motion, Beat Vonlanthen (pdc, FR) demande premièrement la modification de
l’article 41 de la loi sur l’assurance-chômage (LACI), soit de supprimer l’obligation faite
aux travailleurs de rechercher une occupation provisoire en cas de réduction de
l’horaire de travail. Comme l’application de l’article engendrerait une charge
administrative considérable et qu’elle déroge au principe de disponibilité immédiate
du travail sur lequel est assis le système de réduction de l’horaire de travail, l’article 41
doit être révisé. Avec la nouvelle disposition, les travailleurs pourront prendre une
occupation provisoire, comme précédemment, mais pour autant qu’elle soit conciliable
avec les obligations liées à leur entreprise. L’occupation ne leur sera plus assignée et ils
ne seront plus contrôlés à cet égard par les offices cantonaux de l’emploi. Deuxième
demande, que la Stratégie suisse de cyberadministration soit mise en œuvre dans les
plus brefs délais pour simplifier la gestion des réductions de l’horaire de travail pour les
entreprises. Nombre d'entreprises renoncent aux demandes d’indemnisation pour
réduction de l’horaire de travail à cause de la lourdeur administrative et de la
complexité. Avec la cyberadministration, les démarches pourront être simplifiées et le
dispositif deviendra efficace. 
Le Conseil fédéral reconnaît la charge de travail administratif induite par cette
disposition. Cependant, il juge que la modification peut attendre la prochaine révision
de la LACI. En effet, les organes d’exécution n’assignent plus d’occupations provisoires
et n’effectuent plus de contrôles sur les recherches d’occupation par les travailleurs,
suite à la communication du Secrétariat d'Etat à l'économie (SECO) adressée aux
organes d’exécution cantonaux. Les personnes concernées ne subissent alors aucun
désavantage. Concernant la deuxième requête, les formulaires ont été revus plusieurs
fois afin de les faciliter. Il est actuellement possible de les remplir et de les envoyer de
manière électronique, sous certaines conditions. Cependant, avant qu’elle ne puisse
bénéficier de tous les avantages induits par la cyberadministration, cette procédure

MOTION
DATUM: 17.08.2016
DIANE PORCELLANA
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devra attendre que les prescriptions légales en matière de protection des données,
ainsi que des exigences en matière de preuve soient établies. Pour ces raisons, le
Conseil fédéral propose de rejeter la motion.

La Commission de l’économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE)
propose à l’unanimité l'adoption de la motion de Beat Vonlanthen (pdc, FR). Comme
l’article 41 LACI n’est pas appliqué et que la prochaine révision de la LACI qui abrogerait
cette disposition n’est pas encore agendée, une sécurité juridique doit être assurée
pour les personnes concernées. Les membres du Conseil des Etats ont suivi la position
de leur commission, avec 33 voix contre 3. Du côté du Conseil national, la Commission
de l’économie et des redevances (CER-CN) recommande également d’accepter la
motion avec 24 voix et une abstention. Pour qu’il y ait suite, elle devra recevoir l’aval de
la chambre basse. 42

MOTION
DATUM: 15.05.2017
DIANE PORCELLANA

La motion de Beat Vonlanthen (pdc, FR) est donc adoptée par les deux chambres.
Comme le Conseil des Etats, le Conseil national a suivi l'avis de sa commission par 172
voix pour et une abstention. L'argument de la sécurité juridique a prévalu, malgré la
demande du Conseil fédéral de rejeter cette motion. 43

MOTION
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

Mittels einer Motion wollte Franz Grüter (svp, LU) den Bundesrat beauftragen, die Zahl
der ausgesteuerten Arbeitnehmenden in die Arbeitslosenstatistik aufzunehmen.
Aktuell seien Arbeitslose, die nach Ablauf der 18 Monate, in denen sie Arbeitslosengeld
erhalten, keine Stelle gefunden haben, nämlich nicht in der Arbeitslosenstatistik
vertreten. Diese unterschätze deswegen die Arbeitslosenzahl und sei nicht vollständig,
so Grüter.
Im Rahmen der Debatte im Nationalrat im März 2020 machte Barbara Gysi (sp, SG)
darauf aufmerksam, dass auch andere Gruppierungen, die Erwerb oder Arbeit suchen,
in der Arbeitslosenstatistik nicht erschienen – sie spezifizierte jedoch nicht, welche
Gruppen. Sie betonte, dass die sozialdemokratische Fraktion bereit sei, die Motion zu
unterstützen, falls auch diese Gruppierungen in die Formulierung aufgenommen
würden und die Arbeitslosenstatistik somit zu einer Erwerbslosenstatistik verbreitert
würde, was der Motionär gerne annahm. Der Bundesrat hingegen beantragte die
Ablehnung der Motion. Die Arbeitslosenversicherung sei eine «Registerstatistik», in
welche nur diejenigen Personen aufgenommen würden, die sich bei einem RAV
anmeldeten – folglich könne sie monatlich erstellt werden. Der Nationalrat sprach sich
jedoch mit 141 zu 39 Stimmen für Annahme der Motion aus. Nur die FDP.Liberalen-
Fraktion und die Mitte-Fraktion unterstützten das Anliegen nicht. 44

MOTION
DATUM: 05.03.2018
GIADA GIANOLA

Dans le cadre de la révision de la loi sur l’assurance-chômage (LACI), le Conseil fédéral a
répondu aux objectifs de la motion visant à simplifier les dispositions relatives à
l’indemnité en cas de réduction de l’horaire de travail. L'intervention parlementaire a
donc été classée. 45

MOTION
DATUM: 18.09.2019
DIANE PORCELLANA

Mit einer Motion wollte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) den Bundesrat im Dezember 2019
damit beauftragen, das Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) so zu ändern, dass
qualifizierte Mitarbeitende aus Drittstaaten, eine Aufenthaltsbewilligung erhalten
könnten, ohne dem bestehenden Kontingentierungssystem zu unterliegen.
Bedingungen dafür wären ein unbefristeter Arbeitsvertrag, Arbeit in einer Branche mit
tiefer Arbeitslosigkeit, hohe Qualifikation der Tätigkeit sowie ein hohes Salär. So
bestehe in der Schweiz ein Mangel an qualifizierten Fachkräften. Der Bundesrat
beantragte, die Motion abzulehnen, zumal die Kontingente für qualifizierte
Arbeitskräfte aus Drittstaaten in den letzten Jahren schrittweise erhöht worden seien
und nun von der Schweizer Wirtschaft nicht mehr vollständig ausgeschöpft würden. Vor
einer Systemänderung sollen zudem alle möglichen Alternativen geprüft werden, wie es
auch das Postulat Nantermod (fdp, VS; Po. 19.3651) vorsieht. In der Herbstsession 2021
fügte Bundesrätin Karin Keller-Sutter (fdp) an, dass Drittstaatsangehörige mit einem
schweizerischen Hochschulabschluss aus Bereichen mit ausgewiesenem
Fachkräftemangel mit der Umsetzung der Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067) bereits
unbürokratisch in der Schweiz bleiben könnten. Der Nationalrat lehnte die Motion mit
116 zu 65 Stimmen (bei 11 Enthaltung) ab. Unterstützung erhielt sie lediglich von der

MOTION
DATUM: 19.12.2019
GIADA GIANOLA
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Grünliberalen- und der FDP.Liberalen-Fraktion. 46

Arbeitszeit

Diskussionslos und im Einvernehmen mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat eine
Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) an, die den Bundesrat beauftragt, vermehrt
Teilzeitstellen auf allen Ebenen und Hierarchiestufen der Bundesverwaltung sowie
Jobsharing-Angebote zu schaffen. Der Ständerat stimmte der Motion in leicht
abgeschwächter Form auch zu. 47

MOTION
DATUM: 12.06.2009
NATHALIE GIGER

Le Conseil des Etats a adopté une motion Lombardi (pdc, TI) réclamant une
harmonisation partielle des horaires d’ouverture des magasins par la modification de
la loi fédérale du marché intérieur. Le texte préconise que les magasins soient ouverts
de 6 à 20 heures du lundi au vendredi et de 6 à 19 heures le samedi. Le Conseil national
ne s’est pas encore prononcé sur cette motion en 2012. 48

MOTION
DATUM: 17.09.2012
LAURENT BERNHARD

Après avoir obtenu une majorité au sein du Conseil des Etats l’année dernière, le
Conseil national a adopté au cours de la session de printemps une motion Lombardi
(pdc, TI) réclamant une harmonisation partielle des horaires d’ouverture des magasins
par une modification de la loi fédérale du marché intérieur. Le texte préconise que les
magasins soient ouverts de 6 à 20 heures du lundi au vendredi et de 6 à 19 heures le
samedi. La chambre du peuple a apporté une modification au texte en excluant les
jours fériés cantonaux de cette harmonisation partielle. Cette décision qui est
intervenue six mois en amont de la votation sur la libéralisation des heures d’ouverture
des magasins de stations-service (voir ci-dessus) a provoqué un tollé dans les milieux
syndicaux. Unia a d’ores et déjà annoncé qu’il lancerait le référendum au cas où le
parlement adopterait un projet conforme à l’objectif de la motion. La question des
horaires d’ouverture des magasins devrait donc rester un sujet brûlant au cours des
années à venir. 49

MOTION
DATUM: 17.06.2013
LAURENT BERNHARD

Quelques jours seulement après l’acceptation par le peuple de la révision de la loi sur le
travail (voir ci-dessus), le Conseil national s’est prononcé en septembre en faveur d’une
motion Buttet (pdc, VS) visant à permettre 
l’occupation d’employés le dimanche et les jours fériés dans le commerce de
proximité en zones périphériques. Le texte auquel le Conseil fédéral avait émis un avis
négatif, exige que ce dernier introduise dans la législation sur le travail une dérogation
en matière de durée du travail et de repos. Le Conseil des Etats ne s’est pas prononcé
sur cet objet en 2013. 50

MOTION
DATUM: 25.09.2013
LAURENT BERNHARD

En septembre 2016, le Conseil national avait adopté la motion de Hans-Peter Portmann
(plr, ZH) sur l’enregistrement de la durée du travail avec 111 voix contre 74. L’auteur
demandait que lorsqu’une convention entre un employeur et un syndicat réglant
l’enregistrement de la durée de travail avait été conclue, il ne fallait plus que soit
appliquée les lettres c, d, et e de l’alinéa 1 de l’article 73 de l’Ordonnance 1 relative à la
loi sur le travail (OLT1). Le Conseil fédéral partageait l’avis de la nécessité d’assouplir
l’organisation du travail en conséquence des évolutions du monde du travail.
Cependant, il jugeait que le système souhaité par l’auteur faisait défaut étant donné
que la disposition  juridique réglant l’obligation d’enregistrer et de documenter la
durée du travail (article 46 LTr) ne permettait pas de déléguer cette tâche aux
partenaires sociaux. Comme le but visé ne pouvait être atteint, il recommanda le rejet
de la motion. En septembre 2017, la commission CER-CE suivait l’avis du Conseil
fédéral, argumentant que la motion avait déjà été mise en œuvre suite à l’introduction
du nouvel article 73a OLT1 et que l’application des initiatives parlementaires 16.414 et
16.423 résoudrait toutes les autres questions soulevées par la motion. Elle sera soumise
au Conseil des Etats. 51

MOTION
DATUM: 29.09.2016
DIANE PORCELLANA
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Contrairement à la décision du Conseil national, la motion relative à l'enregistrement
de la durée du travail a été rejetée par le Conseil des Etats, comme le souhaitait la
Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE). 52

MOTION
DATUM: 06.12.2017
DIANE PORCELLANA

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Gleich wie im Vorjahr eine Initiative Dupraz (fdp, GE), verwarf der Nationalrat auch eine
Minderheitsmotion Fässler (sp, SG), die erreichen wollte, dass im OR ein landesweiter
Normalarbeitsvertrag für die Landwirtschaft eingeführt wird. Der Bundesrat erklärte
zwar, mit den Anstellungsbedingungen der Arbeitnehmenden in der Landwirtschaft
nicht zufrieden zu sein. Dennoch machte er regionale Unterschiede geltend, um
erfolgreich Ablehnung des Vorstosses zu beantragen. 53

MOTION
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Endlich gleich lange Spiesse für über 50-Jährige, forderte die BDP-Fraktion im Mai
2017 mit einer Motion. Konkret verlangte der Vorstoss die Einführung eines
Einheitssatzes bei den Altersgutschriften zur Beendigung der Benachteiligung der
älteren Generation auf dem Arbeitsmarkt. Da die Altersgutschriften gemäss den
aktuellen Regelungen mit dem Alter anstiegen und gemeinsam von Arbeitgebenden und
Arbeitnehmenden bezahlt werden müssten, werde die Arbeit von Älteren stetig
verteuert, fasste die Fraktion die Problematik noch einmal zusammen. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung: Bereits im Rahmen der
Altersvorsorge 2020 sei eine entsprechende Massnahme geprüft und vom Parlament
aufgrund der unverhältnismässigen finanziellen Belastung der jungen Generation
verworfen worden. 
In der Sommersession 2019 beriet der Nationalrat den Vorstoss. Bundesrat Berset
verwies darauf, dass eine solche Umstellung ziemlich kompliziert wäre, und bat den Rat
darum, die laufende Pensionskassenrevision abzuwarten. Ohne Gegenstimme nahm die
grosse Kammer die Motion jedoch mit 165 Stimmen und 12 Enthaltungen an. 54

MOTION
DATUM: 05.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Arbeitslosenversicherung (ALV)

In einer als Postulat überwiesenen Motion ersuchte Nationalrat Imhof (cvp, BL) den
Bundesrat zu überprüfen, wie das Kriterium der zumutbaren Beschäftigung in den
Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) umgesetzt wird. Der Bundesrat
begründete seinen Antrag auf Abschwächung in ein Postulat mit der Feststellung, der
Begriff der Zumutbarkeit sei nicht immer eindeutig zu handhaben und die Mitarbeiter
der RAV müssten dazu noch einschlägige Erfahrungen sammeln können. 55

MOTION
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Bereits im Vorjahr hatten die in erster Linie für Einheimische gedachten
Erleichterungen beim Wiedereinstieg nach Jahren der Kinderbetreuung, welche in der
Praxis aber vor allem von schwer vermittelbaren, erst seit kurzem eingewanderten
Ausländerinnen in Anspruch genommen werden, für verschiedene Vorstösse im
Parlament gesorgt. Nationalrat Widrig (cvp, SG) nahm das Anliegen erneut auf und
verlangte in einer Motion, die Möglichkeit zum Bezug von Arbeitslosenentschädigung
müsse durch klare Rahmenbedingungen eingeschränkt werden. So müsste die
Erziehungsperiode mindestens sechs Jahre betragen und im Inland absolviert worden
sein. Leistungen sollten zudem nur Frauen beziehen können, die bereits vor der
Kinderpause in der Schweiz anspruchsberechtigt waren. Und schliesslich sollten für die
Vermittelbarkeit Grundkenntnisse einer Landessprache vorausgesetzt werden dürfen.
Der Bundesrat war bereit, den Vorstoss in Postulatsform entgegen zu nehmen, doch
wurde er von Vollmer (sp, BE) bekämpft und somit vorderhand der Diskussion
entzogen [69]. Bei den sozialversicherungsrechtlichen Anpassungen zur Umsetzung des
Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU wurde das AVIG dahingehend
abgeändert, dass sich nur jene Personen auf die Erziehungsperiode berufen können,
die sich zuletzt während mindestens 18 Monaten in der Schweiz der Betreuung ihrer
Kinder gewidmet haben. 56

MOTION
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Soziale Gruppen

Asylpolitik

En mars 2015, Hans Grunder (pbd, BE) déposait une motion pour une meilleure
intégration des requérants d'asile sur le marché du travail. Il chargeait ainsi le Conseil
fédéral de créer les bases légales permettant aux requérants d'asile d'accéder au
marché du travail. Outre une modification des réglementations, le conseiller national
proposait également un système d'incitations financières de la part de la
Confédération. Hans Grunder motivait son projet notamment en soulignant
l'allégement des coûts de l'asile ainsi qu'un besoin moindre en main-d'oeuvre
étrangère que représenterait la mise au travail de requérants d'asile. Le Conseil fédéral,
soulignant bien qu'il est d'accord avec le fond de cette motion, propose au Conseil
national de la refuser. C'est lors de la session extraordinaire du 10 décembre:  "Vague
de réfugiés en Europe et contrôles aux frontières" que la présidente Simonetta
Sommaruga a pu éclaircir cette position ambiguë du Conseil fédéral. Favoriser la mise
au travail des requérants d'asile reconnus (permis B) et de ceux admis provisoirement
(permis F) est l'un des objectifs principaux du projet de révision de la loi sur les
étrangers (LEtr) envoyé en consultation en février 2015 par le Conseil fédéral. Or, la
motion du député Grunder visait les requérants d'asile (permis N). Si dans le projet du
Conseil fédéral leur employabilité n'est pas une priorité c'est parce que le souhait du
Conseil fédéral est d'accélérer les procédures de demande d'asile. Si une telle solution
est acceptée, la durée durant laquelle une personne est requérante d'asile serait
significativement réduite et ne nécessiterait pas de mise au travail. En regard des
positions de la présidente, le conseiller Grunder a retiré sa motion lors de cette même
session extraordinaire. 57

MOTION
DATUM: 17.03.2015
SOPHIE GUIGNARD

La commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN) s'est opposée
par 14 voix contre 9 et 2 abstentions à augmenter la participation de la Confédération
aux coûts de l'asile. Il s'agit selon la commission d'une mesure prématurée, une analyse
précise des coûts de l'asile étant en ce moment en cours, conjointement entre la
Confédération et les cantons. De plus, que la Confédération prenne en charge les coûts
de l'aide sociale pendant les dix premières années de séjour des réfugiés et personnes
admises à titre provisoire serait, selon la majorité de la commission, une mesure qui
réduirait pour les cantons les incitations à l'intégration de ces personnes sur le marché
du travail. Quelques voix de la commission se sont également élevées pour souligner
que selon eux les coûts trop élevés dans ce domaine provenaient surtout d'une
politique trop généreuse en matière d'asile et que c'est à ce niveau-là que la
Confédération devrait faire des efforts. La chambre basse a suivi l'avis de sa
commission, refusant la motion à 139 voix contre 43, avec 3 abstentions. Le camp vert-
rose ainsi que les Verts'libéraux ont fait front uni contre l'objet du sénateur Müller (plr,
AG), tandis que les avis étaient plus partagés du côté droit de l'échiquier. 58

MOTION
DATUM: 03.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

Dans le cadre du débat sur la modification du statut d'admission provisoire, la
Commission des institutions politiques du CE (CIP-CE) propose une alternative à la
motion, à savoir des adaptations ponctuelles du statut des étrangers admis à titre
provisoire. Cette proposition prend en compte le postulat 17.3271, qui visait à améliorer
l'intégration professionnelle des personnes admises à titre provisoire, mais ne va pas
aussi loin que la motion originale (17.3270) qui allait dans la direction d'une
modification plus ample du statut. Ces modifications ponctuelles visent avant tout à
éliminer les obstacles les plus importants à l'intégration dans le marché du travail, en
examinant notamment le changement du terme "admission provisoire" ainsi qu'une
facilitation des démarches pour les changements de canton à des fins d'activité
lucrative. En ce qui concerne la modification du nom, la commission n'a pas fait de
proposition, préférant s'en remettre à l'expertise du Conseil fédéral. Elle justifie la
suppression des obstacles administratifs à un changement de canton comme contre-
productif dans un contexte de mobilité professionnelle toujours plus important. Le
débat à la chambre haute a surtout tourné autour de la question de savoir si les
personnes admises à titre provisoire avaient finalement besoin d'être intégrées sur le
marché du travail, compte tenu de la précarité de leur statut. Selon le sénateur Hösli
(udc, GL), les gens au bénéfice du permis F peuvent être renvoyés à tout moment, dès
que la situation dans leur pays d'origine se stabilise au point de justifier un retour. Le
sénateur Cramer (pes, GE) a rétorqué que dans la pratique, les requérantes et
requérants admis provisoirement en Suisse y restent longtemps. Il plaide alors
l'importance d'une intégration sur le marché du travail, pour éviter que ces personnes

MOTION
DATUM: 14.03.2018
SOPHIE GUIGNARD
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dépendent de l'aide sociale. Au final, seules 5 voix se sont opposées à la motion, contre
36 voix pour et 1 abstention. 59

Lors de la discussion sur la motion de la CIP-CE demandant des adaptations
ponctuelles du statut des étrangers admis à titre provisoire, une minorité emmenée
par des députées et députés UDC ainsi que Gerhard Pfister (pdc, ZG) souhaitaient un
rejet. Pour eux, il est préférable d'accélérer le renvoi des personnes concernées plutôt
que de favoriser leur intégration sur le marché du travail. Après un court débat, la
motion a été acceptée par 108 voix contre 63 et 2 abstentions. L'ensemble du groupe
UDC a voté contre, ainsi que deux libéraux-radicaux et un PDC. 60

MOTION
DATUM: 12.06.2018
SOPHIE GUIGNARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die freisinnige Fraktion reichte im Zusammenhang mit dem Revitalisierungsprogramm
eine Reihe von Vorstössen in den Bereichen Umschulung, Weiterbildung resp.
Forschung, Bodenrecht, regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit,
Steuerpolitik, Deregulierung im Fernmeldewesen, Transitabkommen sowie
Arbeitsmarkt. Der Nationalrat überwies zudem verschiedene Fraktionsmotionen der
FDP zum Abbau von Vorschriften in der Argrarpolitik. 61

MOTION
DATUM: 03.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In einem Thesenpapier für mehr Wettbewerb, flexibleren Arbeitsmarkt, bessere Bildung
und Massnahmen gegen die Arbeitslosigkeit von Frauen, Jugendlichen und älteren
Arbeitnehmern versuchte die Partei, auf verschiedene Forderungen nach
Revitalisierung des schweizerischen Arbeitsmarktes einzugehen. Die nach der
Ablehnung des EWR-Vertrags eingereichte und vom Nationalrat teilweise überwiesenen
Motion zur Verbesserung der Rahmenbedingungen verlangte Verbesserungen im
Bereich des Bildungs- und Forschungsstandortes Schweiz, die Vermeidung von
Diskriminierungen bezüglich Berufsausübung und Diplomanerkennung innerhalb der
Schweiz, die Beschleunigung von Bewilligungs- und Einspracheverfahren, die schnellere
Erschliessung von Bauland sowie Erleichterungen der Kapitalbeschaffung.
Diskussionslos überwies der Nationalrat auch die zum gleichen Zeitpunkt eingereichten
Motionen der CVP-Fraktion zum Abbau von Marktzutrittsbarrieren sowie zur
Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik. Eine Motion zur Finanzierung von
Risikokapital für kleine und mittlere Unternehmen wurde als Postulat überwiesen. 62

MOTION
DATUM: 01.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

1) AB NR, 2017, S. 468; Lit. Rogger (2015). «Gebt den Schweizerinnen ihre Geschichte!». Marthe Gosteli, ihr Archiv und der
übersehene Kampf ums Frauenstimmrecht.; LZ, 2.3.17
2) AB SR, 2011, S. 1070 ff.
3) BO CE, 2011, p. 873ss.; BO CN, 2012, 354ss.
4) AB NR, 2016, S. 1453 f.
5) AB SR, 2017, S. 205 f.
6) AB SR, 2014, S. 47 f.
7) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 2518 ff.; Amtl. Bull. StR, 1992, S. 1209 ff. und 1234 ff.; NZZ, 4.6.92; BZ, 5.6.92; Presse vom 10.6 und
11.12.92; Ww, 18.6.92; NZZ, 5.6.92
8) BO CN, 2011, p. 1505.
9) BO CN, 2012, p. 1792.
10) BO CE, 2013, p. 553 ss.
11) AB SR, 2018, S. 991 ff.; Kommissionsbericht WAK-SR vom 1.11.18; Medienmitteilung WAK-SR vom 5.7.13
12) AB NR, 2018, S. 315 f.; TA, 9.3.18
13) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 2155. C. Cornioley, "Zwei unterschiedliche Statistiken für die Messung der Arbeitslosigkeit in der
Schweiz", in Die Volkswirtschaft, 65/1992, Nr. 6, S. 28 ff.; B. Buhmann, "Die schweizerische Arbeitskräfteerhebung: Einblick
in die Arbeitswelt", in Die Volkswirtschaft. 65/1992, Nr. 10, S. 42 ff.; Presse vom 26.2.92. Siehe auch SPJ 1991, S. 202 f. 
14) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 2532 ff. 
15) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 1613 f. ; Amtl. Bull. NR, 1993, S. 1623 f.
16) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 1624. 
17) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 1959 f.; Presse vom 24.3.93. (Amtl. Bull. NR, 1993, S. 2026 ff. und 2147 f.).
18) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 2145 f.
19) Amtl. Bull. NR, 1994, S. 2468 f. Siehe auch A. Kiener, "Stress am Arbeitsplatz: Welche Beachtung verdient das "Mobbing"-
Problem", in Die Volkswirtschaft, 68/1995, Nr. 4, S. 25 ff.7
20) Amtl. Bull. NR, 1996, S. 1380 ff.; Amtl. Bull. NR, 1996, S. 1553 ff.
21) Amtl. Bull. StR, 1997, S. 65 f. Siehe SPJ 1996, S. 226.
22) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2834 f.15; Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2845 f.16
23) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2835 f. Siehe zur Schwarzarbeit auch die Antwort des BR zu einer Interpellation Carobbio (sp, TI)
in Amtl. Bull. NR, 1997, S. 2859 f. Vgl. SPJ 1996, S. 225.
24) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 1521 f.10

01.01.90 - 01.01.20 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



25) Amtl. Bull. StR, 1999, S. 95. Siehe SPJ 1997, S. 233.
26) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 1163 ff.15
27) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 2173 ff.6; Presse vom 9.2. und 15.6.99; SHZ, 14.7.99
28) AB NR, 2000, S. 753 ff.; AB SR, 2000, S. 653.
29) AB NR, 2006, S. 1572; AB SR, 2006, S. 664
30) AB NR, 2006, S. 1573
31) AB NR, 2006, S. 1573; AB NR, 2006, S. 2040
32) AB SR, 2007, S. 356
33) AB SR, 2007, S. 1009
34) AB NR, 2008, S. 81
35) AB NR, 2009, S. 225; AB SR, 2009, S. 583.
36) Mo. 09.3315: BO CN, 2011, p. 210 s.; BO CE, 2011, p. 654 s.
37) Mo. 12.4129: BO CN, 2013, p. 508.
38) Mo. 13.3668: BO CE, 2013, p. 870; BO CN, 2013, p. 2149.
39) AB NR, 2014, S. 1010 ff.; AB SR, 2014, S. 575 ff.
40) AB NR, 2014, S. 1314 f.; Mo. 14.3795 (Häberli-Koller); Mo. 14.3835 (CVP); Mo. 14.3844 (BDP)
41) BO CN, 2015,p.992
42) BO CE, 2017, p.92; Rapport CER-CE; Rapport CER-CN
43) BO CN, 2017, p. 1135ss
44) AB NR, 2021, S. 53 f.
45) AB NR, 2019, S. 1634 ff.; AB SR 2019, S. 1258 ff.
46) AB NR, 2021, S. 2029; Mo. 19.4517
47) AB NR, 2009, S. 1545; AB SR, 2009, S. 1067 ff.
48) Mo. 12.3637: BO CE, 2012, p. 748 ss.; NZZ, 18.9.12.
49) Mo. 12.3637: BO CN, 2013, p. 152 ss.; BO CE, 2013, p. 564.; LT, 24.9.13
50) Mo. 11.4086: BO CN, 2013, p. 1680 s.
51) BO CN, 2016, p.1784; Communiqué de presse CER-E
52) BO CE, 2017, p.894 s.
53) AB NR, 2003, S. 502. 
54) AB NR, 2019, S. 904 f.
55) AB NR, 1998, S. 2835ff.
56) AB NR, 1999, S. 496 f.; AB. NR, 1999, S. 491 ff.; AB StR, 1999, S. 658; AB NR, 1999, S. 1602.70
57) BO CN 2015, p. 2127 ss.; SN, 11.12.15
58) BO CN, 2017, p. 653 ss.; Rapport de la Commission des Institutions politiques du 23 janvier 2017
59) BO CE, 2018, p. 210 ss.
60) BO CN, 2018, p. 981 ss
61) AB NR, 1993, S. 1689 f.; AB NR, 1993, S. 978 ff.; Verhandl. B. vers. 1993, V, S. 53 ff.
62) AB NR, 1993, S. 1387; AB NR, 1993, S. 1958 f.; AB NR, 1993, S. 2144 f.; AB NR, 1993, S. 576 ff.; Presse vom 21.8.93

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 16


